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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Gleichbehandlung 
von Frauen und Männern am Arbeitsplatz 


A. Zielsetzung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, eine wirksame Sanktionsregelung 
für den Fall einer Benachteiligung wegen des Geschlechts bei 
einer Einstellung oder Beförderung ausdrücklich im Gesetz zu ver- 
ankern und hierdurch sowie durch ergänzende Maßnahmen die 
Chancengleichheit bei Einstellung und Beförderung zu erhöhen. 


B. Lösung 

Es wird ein Schadensersatzanspruch von bis zu vier Monatsver- 
diensten für die Bewerber gesetzlich geregelt, denen aufgrund 
einer geschlechtsbedingten Benachteiligung ein Arbeitsplatz oder 
eine Beförderung entgangen ist. Allen übrigen Bewerbern, die im 
Bewerbungsverfahren durch eine solche Benachteiligung in ihrem 
Persönlichkeitsrecht verletzt worden sind, ohne daß dies für die 
unterbliebene Einstellung oder Beförderung ursächlich war, steht 
eine Entschädigung von bis zu drei Monatsverdiensten zu. 

Die bisher nur als „Soll- Vorschriften" ausgestalteten Regelungen 
zur geschlechtsneutralen Stellenausschreibung und zum Aushang 
der Gleichbehandlungsvorschriften werden in verbindliche „Muß- 
Vorschriften" umgewandelt. 


C. Alternativen 

Der Entwurf eines Antidiskriminierungsgesetzes — Teil I — der 
Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 11/3266) und eines Gleich- 
stellungsgesetzes der Fraktion der SPD (Drucksache 11/3728) se- 
hen als Sanktionsregelung im Falle unterbliebener Einstellung 
oder Beförderung alternativ einen Einstellungsanspruch oder ei- 
nen Schadensersatzanspruch von bis zu zwölf Monatsgehältern 
vor. Diese Regelungen werden durch — allerdings unterschiedlich 
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ausgestaltete — Sanktionen wegen des immateriellen Schadens 
imd durch weitere Vorschriften unter anderem zur Stellenaus- 
schreibung ergänzt. 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepubhk Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. April 1990 

121 (311) - 680 30 - Gl 1/90 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Verbesserung der Gleichbehandlung von Frauen und Männern am 
Arbeitsplatz mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 611. Sitzung am 6. April 1990 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht- 
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Genscher 
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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Gleichbehandlung 
von Frauen und Männern am Arbeitsplatz 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 

Das Bürgerhche Gesetzbuch in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 400-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
dxirch Artikel . . . des Gesetzes vom . , . (BGBL I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. § 611a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Ist ein Arb eits Verhältnis wegen eines von 
dem Arbeitgeber zu vertretenden Verstoßes ge- 
gen das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 
nicht begründet worden, so ist der Arbeitgeber 
dem Bewerber zum Schadensersatz in Geld ver- 
pflichtet; die Verpflichtung erstreckt sich auch 
auf den Ersatz des Schadens, der nicht Vermö- 
gensschaden ist. Der Schadensersatz beträgt 
höchstens vier Monats Verdienste. " 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 bis 6 
eingefügt: 

„(3) Hat der Arbeitgeber bei der Begründung 
eines Arbeitsverhältnisses einen Verstoß gegen 
das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 zu 
vertreten, so kann jeder hierdurch in seinem 
Persönhchkeitsrecht verletzte Bewerber eine 
billige Entschädigung in Geld in Höhe von 
höchstens drei Monatsverdiensten verlangen. 

(4) Andere Ansprüche wegen eines Verstoßes 
gegen das Benachteiligungsverbot bei der Be- 
gründung eines Arbeitsverhältnisses als nach 
den Absätzen 2 imd 3 sind ausgeschlossen. 

(5) Ein Anspruch auf Schadensersatz nach 
Absatz 2 oder auf Entschädigung nach Absatz 3 
muß innerhalb von zwei Monaten nach Zugang 
der Ablehnung der Bewerbung schriftlich gel- 
tend gemacht werden. 

(6) Die Absätze 2 bis 5 gelten beim berufli- 
chen Aufstieg entsprechend, wenn auf den Auf- 
stieg kein Anspruch besteht; dies gilt für die 
Berechnung von Ansprüchen nach den Absät- 
zen 2 imd 3 mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des Monatsverdienstes der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem tatsächlichen Monatsverdienst 
des Bewerbers und dem mit dem beruflichen 
Aufstieg verbundenen Monatsverdienst tritt. " 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 7. 


2. In § 611b wird das Wort „soll" durch das Wort 
„darf" ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

In das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), 
zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS... .), wird nach § 61a folgender 
§ 61b eingefügt: 

„§61b 

Besondere Vorschriften für Klagen 
wegen geschlechtsbedingter Benachteiligung 

(1) Eine Klage auf Schadensersatz nach §611a 
Abs. 2 oder auf Entschädigung nach § 61 1 a Abs. 3 des 
Bürgerhchen Gesetzbuches muß innerhalb von drei 
Monaten, nachdem der Anspruch schriftlich geltend 
gemacht worden ist, erhoben werden. 

(2) Machen mehrere Bewerber wegen Benachteili- 
gung bei der Begründung eines Arbeitsverhältnisses 
eine Entschädigung nach § 611a Abs. 3 des Bürgerli- 
chen Gesetzbuches gerichtlich geltend, so ist auf An- 
trag des Arbeitgebers die Summe dieser Entschädi- 
gungen auf fünf Monatsverdienste oder, wenn vom 
Arbeitgeber ein einheitliches Auswahlverfahren mit 
dem Ziel der Begründung mehrerer Arbeitsverhält- 
nisse durchgeführt worden ist, axif zehn Monatsver- 
dienste zu begrenzen. Soweit der Arbeitgeber An- 
sprüche auf Entschädigungen bereits erfüllt hat, ist 
der Höchstbetrag, der sich aus Satz 1 ergibt, entspre- 
chend zu verringern. Dabei sind die bereits erfüllten 
Ansprüche jedoch jeweils nur bis zur Höhe des Be- 
trags, der im Falle gerichtlicher Geltendmachung auf 
sie entfallen würde, zu berücksichtigen. Übersteigen 
die Entschädigungen, die den Klägern nach § 611a 
Abs. 3 des Bürgerhchen Gesetzbuches zu leisten wä- 
ren, insgesamt den sich aus den Sätzen 1 bis 3 erge- 
benden Höchstbetrag, so verringern sich die einzel- 
nen Entschädigungen in dem Verhältnis, in welchem 
ihre Summe zu dem Höchstbetrag steht. 

(3) Stellt der Arbeitgeber einen Antrag nach Ab- 
satz 2 Satz 1, so wird das Arbeitsgericht, bei dem die 
erste Klage erhoben ist, auch für die übrigen Klagen 
ausschheßhch zuständig. Die Rechtsstreitigkeiten 
sind von Amts wegen an dieses Arbeitsgericht zu ver- 
weisen; die Prozesse sind zur gleichzeitigen Verhand- 
lung und Entscheidung zu verbinden. 

(4) Auf Antrag des Arbeitgebers findet die mündh- 
che Verhandlung nicht vor Ablauf von sechs Monaten 
seit Erhebung der ersten Klage statt. 
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(5) Die Absätze 1 bis 4 finden in den Fällen des 
§611a Abs. 6 des Bürgerhchen Gesetzbuches ent- 
sprechende Anwendung; dies gilt für die Berechnung 
von Ansprüchen nach § 611 a Abs. 3 des Bürgerhchen 
Gesetzbuches mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Monatsverdienstes der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem tatsächhchen Monatsver dienst des Bewerbers 
und dem mit dem beruflichen Aufstieg verbundenen 
Monatsverdienst tritt. " 

Artikel 3 

Änderung des Arbeitsrechtlichen 
EG-Anpassungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeitsrechthchen EG-Anpassungs- 
gesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1308) erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Aushang 

In Betrieben, in denen regelmäßig mehr als fünf 
Arbeitnehmer beschäftigt sind, ist ein Abdruck der 
§§ 611a, 611b, 612 Abs. 3 und des § 612a des Bürger- 
hchen Gesetzbuches sowie des § 61b des Arbeitsge- 
richtsgesetzes an geeigneter Stehe zur Einsicht auszu- 
legen oder auszuhängen, “ 


Artikel 4 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
hn. 


Artikel 5 

Inkrafttreten, Übergangsregelung 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. . . . (einsetzen: Monats- 
name und Jahreszahl des dritten auf die Verkündung 
folgenden Kalendermonats) in Kraft. 

(2) In Fähen, in denen der Arbeitgeber vor dem 
1. . . . (einsetzen: Monatsname und Jahreszahl des 
dritten auf die Verkündung folgenden Kalendermo- 
nats) gegen das Benachteihgungsverbot des § 611a 
Abs. 1 des Bürgerhchen Gesetzbuches verstoßen hat, 
ist § 61b des Arbeitsgerichtsgesetzes nicht anzuwen- 
den. Bei der Berechnung der in § 611 a Abs. 5 des Bür- 
gerhchen Gesetzbuches bestimmten Frist bleiben Zei- 
ten vor dem 1. . . . (einsetzen: Monatsname und Jah- 
reszahl des dritten auf die Verkündung folgenden 
Kalendermonats) außer Betracht. 
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Begründung 


A. Allgemeines 


L Ziele des Gesetzentwurfs 

Artikel 3 des Grundgesetzes bestimmt, daß Männer 
und Frauen gleichberechtigt sind und niemand we- 
gen seines Geschlechts benachteiligt werden darf. Für 
den Bereich des Arbeitslebens hat der Gesetzgeber im 
Jahr 1980 — in Umsetzung der Richtlinie 76/207 des 
Rates der EG vom 9. Februar 1976 — die Forderung 
nach Gleichbehandlung konkretisiert und mit § 61 1 a 
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches ein gesetzh- 
ches Verbot der Benachteiligung wegen des Ge- 
schlechts geschaffen. 

Danach darf ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer ins- 
besondere bei der Begründung des Arbeitsverhältnis- 
ses, beim beruflichen Aufstieg und bei einer Kündi- 
gung nicht wegen seines Geschlechts benachteiligen. 
Das Benachteiligungsverbot wurde durch eine Scha- 
densersatzregelung ergänzt, die den Ersatz des soge- 
nannten Vertrauensschadens für den Fall vorsieht, 
daß die Begründung eines Arbeitsverhältnisses oder 
ein beruflicher Aufstieg wegen eines vom Arbeitgeber 
zu vertretenden Verstoßes gegen das Benachteüi- 
gungsverbot nicht zustande kommt (§ 61 1 a Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches). 

Die rechtliche und tatsächliche Tragweite dieser Vor- 
schrift war in den folgenden Jahren sowohl in der 
Rechtsprechung als auch in der Rechtswissenschaft 
umstritten. Dies führte unter anderem dazu, daß zwei 
Arbeitsgerichte im Jahr 1983 den Europäischen Ge- 
richtshof um Vorabentscheidung über die Vereinbar- 
keit von § 611 a Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
mit der Richtlinie 76/207/EWG ersucht haben. In sei- 
nen Entscheidungen vom 10. April 1984 (Rechtssa- 
chen 14/83 und 79/83) hat der Europäische Gerichts- 
hof dazu folgendes festgestellt: „Die Richtlinie 76/207 
überläßt es zwar den Mitghedstaaten, die Sanktion für 
einen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot un- 
ter den verschiedenen Möglichkeiten auszuwählen, 
die zur Verwirklichung des Ziels der Richtlinie geeig- 
net sind; entscheidet sich ein Mitgliedstaat jedoch 
dafür, als Sanktion für einen Verstoß gegen dieses 
Verbot eine Entschädigung zu gewähren, so muß 
diese jedenfalls, damit ihre Wirksamkeit und ihre ab- 
schreckende Wirkung gewährleistet sind, in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem erhttenen Schaden 
stehen und somit über einen rein symbolischen Scha- 
densersatz wie etwa die bloße Erstattung der Bewer- 
bungskosten hinausgehen. Es ist Sache des nationa- 
len Gerichts, das zur Durchführung der Richtlinie er- 
lassene Gesetz unter voller Ausschöpfimg des Beur- 
teilungsspielraums, den ihm das nationale Recht ein- 
räumt, in Übereinstimmung mit den Anforderungen 
des Gemeinschaftsrechts auszulegen und anzuwen- 
den. " 


Auf der Grundlage dieser Vorgaben des Europäischen 
Gerichtshofs haben deutsche Arbeitsgerichte in den 
folgenden Jahren in mehreren Fällen diskriminierten 
Bewerberinnen bis zu sechs Monatsgehälter Scha- 
densersatz, und zwar als Schmerzensgeld wegen der 
Verletzung des Persönhchkeitsrechts, zugestanden. 
Einige Gerichte haben dagegen aufgrund des aus ih- 
rer Sicht der Zuerkennung von Schmerzensgeldan- 
sprüchen entgegenstehenden nationalen Rechts die 
lüagen benachteiligter Frauen abgewiesen. Sie ha- 
ben darauf verwiesen, daß es Sache des Gesetzgebers 
sei, das nationale Recht so umzugestalten, daß die 
gemeinschaftsrechtlichen Anforderungen an eine 
Sanktionsregelung auch erfüllt werden könnten. 

Daraufhin hatte 1989 das Bundesarbeitsgericht dar- 
über zu entscheiden, ob der vom Europäischen Ge- 
richtshof vorgezeichnete und von den Arbeitsgerich- 
ten überwiegend genutzte Weg über die Zuerken- 
nung eines Schmerzensgeldanspruches mit dem gel- 
tenden Recht vereinbar ist. Es ist in zwei Urteilen vom 
14. März 1989 zu dem Ergebnis gekommen, daß die 
Ablehnung eines Stellenbewerbers wegen des Ge- 
schlechts regelmäßig eine erhebliche Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts nach § 823 Abs. 1 und § 847 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches darstelle imd einen An- 
spruch auf eine billige Entschädigung in Geld gegen- 
über dem Arbeitgeber begründe. Da § 611a Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuches, nach dem nur der 
Vertrauensschaden zu ersetzen sei, keine ausrei- 
chende Sanktion enthalte, sei der Arbeitgeber grund- 
sätzlich verpflichtet, den immateriellen Schaden zu 
ersetzen, den der Arbeitnehmer erleide. Dieser Scha- 
den sei im Normalfall in Höhe eines Monatsverdien- 
stes anzusetzen, könne aber nach Maßgabe der von 
der Rechtsprechung entwickelten Abwägungsgrund- 
sätze überschritten oder unterschritten werden oder 
ganz entfallen. 

Wenn auch die Rechtsprechimg damit einen vertret- 
baren Weg zu einem Schmerzensgeldanspruch we- 
gen Persönlichkeitsrechtsverletzung gefunden hat, so 
bleibt es doch Aufgabe des Gesetzgebers, über den 
Einzelfall hinaus zu einer angemessenen und allge- 
meingültigen Lösung zu kommen und die notwendige 
Rechtssicherheit herzustellen. Zugleich soll die ge- 
setzhche Festschreibung einer wirksamen und ab- 
schreckenden Sanktion im Sinne der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs dazu beitragen, daß 
geschlechtsbedingte Benachteiligungen unterblei- 
ben. Dies entspricht auch dem Wunsch des Deutschen 
Bundestages, der die Bundesregierung auf gefordert 
hat, „die Schadensersatzregelung des § 611a Abs. 2 
BGB für Diskriminierungsfälle bei imterbhebener Ein- 
stellung und Beförderung zu überdenken und zu an- 
gemesseneren Lösungen zu kommen" (Entschließung 
vom 10. Dezember 1986). 

In dieser Entschließung hat der Deutsche Bundestag 
die Bundesregierung auch ersucht, geeignete Vor- 
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schlage zur besseren Durchsetzbarkeit des Gebots der 
geschlechtsneutralen Stellenausschreibung zu ma- 
chen. Dieses Gebot, das in § 611b des Bürgerlichen 
Gesetzbuches als „Soll- Vorschrift" ausgestaltet ist, ist 
vor allem in der Privatwirtschaft nicht in dem erforder- 
lichen Maß beachtet worden. Zur Verbesserung der 
Chancengleichheit ist es daher geboten, diese Vor- 
schrift zu verschärfen. 

Daher sind Gesetzesänderungen zur Verbesserung 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen am 
Arbeitsplatz erforderlich. Dies entspricht der Regie- 
rungserklärung des Bundeskanzlers vom 18. März 
1987, in der es heißt: „Wir werden uns weiter einset- 
zen für Gleichberechtigung der Frauen auf allen Ge- 
bieten. Mit im Vordergrund stehen gerechte Beschäf- 
tigungs- und Aufstiegschancen. " 


IL Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 


1. Sanktion für einen Verstoß gegen das 

Benachteiligungsverbot wegen des Geschlechts 

a) Ist ein Arbeitsverhältnis wegen eines vom Arbeit- 
geber zu vertretenden Verstoßes gegen das Be- 
nachteiligxmgsverbot des § 611a Abs. 1 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches nicht begründet worden, 
so ist der Arbeitgeber dem Bewerber zum Scha- 
densersatz von bis zu vier Monatsverdiensten ver- 
pflichtet. Mit diesem Schadensersatzanspruch ist 
sowohl der materielle als auch der immaterielle 
Schaden des Bewerbers abgegolten; weiterge- 
hende Ansprüche sind ausgeschlossen. 

b) Hat ein Arbeitgeber einen Bewerber bei einer Ein- 
stellung benachteiligt, ohne daß diese Benachteili- 
gung für die unterbliebene Einstellung ursächlich 
war, so kann jeder hierdurch in seinem Persönlich- 
keitsrecht verletzte Bewerber eine Entschädigung 
von bis zu drei Monatsverdiensten verlangen. 

Da der Anspruch wegen Verletzung des Persön- 
lichkeitsrechts einer Vielzahl von Bewerbern um 
eine Stelle zustehen kann, wird wegen der damit 
für einen Arbeitgeber möglicherweise verbunde- 
nen erheblichen wirtschaftlichen Auswirkungen 
die Summe der Entschädigungen begrenzt. Sind 
mehrere Bewerber bei der Begründimg eines ein- 
zelnen Arbeitsverhältnisses benachteiligt worden, 
darf die Summe der Entschädigungen fünf Monats- 
verdienste nicht überschreiten. Hat der Arbeitge- 
ber ein einheitliches Auswahlverfahren mit dem 
Ziel der Begründung mehrerer Arbeitsverhältnisse 
durchgeführt und dabei mehrere Bewerber diskri- 
miniert, so ist die Summe der Entschädigungen auf 
zehn Monatsverdienste begrenzt. 

c) Die für die Begründung von Arbeitsverhältnissen 
geltenden Vorschriften finden beim beruflichen 
Aufstieg entsprechende Anwendung, wenn auf 
den Aufstieg kein Anspruch besteht. 


2. Geschlechtsneutrale Stellenausschreibung 

Das Gebot der geschlechtsneutralen Stellenausschrei- 
bung in § 611b des Bürgerlichen Gesetzbuches wird 
von einer „Soll- Vorschrift" in eine „Muß- Vorschrift" 
umgewandelt, um auf diese Weise zu einer verstärk- 
ten Beachtung dieser Vorschrift zu gelangen. 


3. Aushang der Gleichbehandlungsvorschriften 

Diese Zielsetzung gilt auch für die vorgesehene Erset- 
zung der bisherigen „Soll- Vorschrift" über den Aus- 
hang der Gleichbehandlungsregelungen durch eine 
„Mxiß- Vor Schrift " . 


III. Zu den Alternativen 

Von dieser Konzeption unterscheiden sich der Ent- 
wurf eines Antidiskriminierungsgesetzes Teill der 
Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 11/3266) und der 
Entwurf eines Gleichstellungsgesetzes der Fraktion 
der SPD (Drucksache 11/3728) in den vergleichbaren 
Punkten im wesentlichen in folgendem: 

1. Beide Entwürfe sehen als Sanktion für einen Ver- 
stoß gegen das Benachteiligimgsverbot wegen des 
Geschlechts bei der Einstellung primär einen Ein- 
stellungsanspruch vor. Ein solcher Anspruch, der 
auch vom EG-Recht nicht gefordert wird, ist abzu- 
lehnen. Seine Durchsetzung wirft vor allem im Hin- 
blick auf die Rechte des anstelle des diskrinünier- 
ten Bewerbers eingestellten Arbeitnehmers kaum 
lösbare Probleme auf (z. B. Recht auf Versetzung 
oder Kündigung). Auch dürfte ein über eine er- 
zwungene Einstellung zustande gekommenes Ar- 
beitsverhältnis kaum langfristig Bestand haben. 

2. Die in den Entwürfen vorgesehenen Schadenser- 
satzsummen im Falle von Verstößen gegen das Be- 
nachteiligungsverbot wegen des Geschlechts von 
bis zu zwölf Monatsgehältern sind zu hoch und 
gehen über den Rahmen des in solchen Fällen Ver- 
tretbaren hinaus. Zwar schreibt § 10 Abs. 1 des 
Kündigungsschutzgesetzes eine Abfindung von bis 
zu zwölf Monatsverdiensten vor; diese Höchst- 
grenze kommt jedoch nur zur Anwendung, wenn 
das Arbeitsverhältnis über mehrere Jahre bestan- 
den hat und die Kündigung sozial ungerechtfertigt 
war. 

3. Soweit es nach den Entwürfen zu einer Kumulation 
mehrerer Entschädigungsansprüche wegen eines 
Auswahlverfahrens kommen kann, ist eine Ober- 
grenzenregelung und damit ein Schutz vor wirt- 
schaftlicher Überforderung des Arbeitgebers nicht 
vorgesehen. So würden z. B. im Falle der Benach- 
teiligimg von fünf Bewerberinnen in einem Aus- 
wahlverfahren und einer Entschädigungshöhe von 
sechs Monatsverdiensten pro Person bei einem 
Monatsgehalt von 4 800 DM (derzeitiges Durch- 
schnittsgehalt eines männlichen Angestellten) An- 
sprüche von insgesamt 144 000 DM entstehen. 
Eine solche Regelung könnte einen Handwerker in 
den Konkurs treiben und damit gegen den verfas- 
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sungsrechüichen Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit verstoßen. 

4. Der Entwurf eines Antidiskriminierungsgesetzes 
der Fraktion DIE GRÜNEN enthält im Benachteüi- 
gungsverbot unter anderem ein ausdrückliches 
Verbot der mittelbaren Diskriminierung. Das gel- 
tende Recht umfaßt mit den Diskriminierungsver- 
boten der §§ 611a Abs. 1 und 612 Abs. 3 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches unstreitig auch die nüttel- 
bare Diskriminierung, wie sich aus der Rechtspre- 
chung des Europäischen Gerichtshofs und des 
Bundesarbeitsgerichts ergibt. Eine ausdrückliche 
Nennung dieses Verbotes ist daher überflüssig; sie 
ist im Arbeitsrecht unüblich und könnte wegen der 
Gefahr des Umkehrschlusses negative Auswirkun- 
gen auf die Auslegimg anderer arbeitsrechtlicher 
Diskriminierungsverbote haben. 

5. Im Gleichstellungsgesetzentwurf der Fraktion der 
SPD ist eine ausdrückliche Regelung für das Ver- 
hältnis von geschlechtsbedingtem Benachteili- 
gungsverbot und Frauenfördermaßnahmen enthal- 
ten. Eine solche Regelung ist überflüssig, denn 
§ 61 1 a Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches steht 
Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Chan- 
cengleichheit der Geschlechter und damit auch der 
besonderen Förderung von Frauen bei Einstellun- 
gen und beim beruflichen Aufstieg, soweit sie in 
den jeweihgen Bereichen nicht angemessen ver- 
treten sind, nicht entgegen. 


IV. Kosten und wirtschaftliche Auswirkungen 

Die vorgesehenen Gesetzesänderungen werden 
keine Auswirkungen auf die Einnahmen imd Ausga- 
ben der öffentlichen Haushalte haben. 

Mit dem Gesetz sind unmittelbar keine Kostenwir- 
kungen verbunden, Kosten entstehen lediglich bei 
Verstößen des Arbeitgebers gegen die Bestimmungen 
des Gesetzes, Diese dürften sich jedoch auf Einzelfälle 
beschränken. Wegen des im Vergleich zu den übrigen 
Produktionskosten insgesamt geringen Umfangs er- 
geben sich deshalb ebenfalls keine Auswirkungen auf 
die Einzelpreise oder das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 — Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuches 

Zu Nummer 1 

§ 611a Abs. 2 schreibt in seiner bisherigen Fassung 
für den Fall eines Verstoßes gegen das geschlechtsbe- 
dingte Benachteüigungsverbot bei der Einstellung 
den Ersatz des sogenannten Vertrauensschadens vor. 
Nachdem der Europäische Gerichtshof entschieden 
hatte, daß eine Sanktion für einen Verstoß gegen das 
Diskriminierungsverbot der Richtlinie 76/207/EWG in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem erlittenen 
Schaden stehen und sonüt über einen rein symboli- 
schen Schadensersatz wie etwa die bloße Erstattung 


der Bewerbungskosten hinausgehen muß (Urteüe 
vom 10. Aprü 1984, Rechtssachen 14/83 und 79/83), ist 
die arbeitsgerichtiiche Rechtsprechung in den folgen- 
den Jahren über die Zuerkennung eines Schmerzens- 
geldes wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung zu ei- 
ner den gemeinschaftsrechtiichen Anforderungen ge- 
nügenden Lösung gekommen. Die vorgeschlagene 
Gesetzesänderung greift diesen Lösungsansatz auf, 
wonach der durch die Diskriminierung entstandene 
immaterielle Schaden ausgeglichen werden muß, und 
regelt mit dem neuen § 611 a Abs. 3 einen Entschädi- 
gungsanspruch für jeden in seinem Persönhchkeits- 
recht verletzten Bewerber. Für den Fall, daß die Be- 
nachteüigimg wegen des Geschlechts ursächlich da- 
für war, daß es nicht zur Begründung eines Arbeits- 
verhältnisses gekommen ist, ist nach der Neuregelung 
des § 611 a Abs. 2 ein Schadensersatzanspruch vorge- 
sehen, der ebenfalls den Ersatz des immateriellen 
Schadens des in seinem Persönlichkeitsrecht verletz- 
ten Bewerbers vorsieht und insoweit mit der Regelung 
des Absatzes 3 identisch ist; darüber hinaus soll nach 
dieser Vorschrift aber auch der materielle Schaden 
ab gegolten werden, der durch die Benachteiligung 
entstanden ist. 


Buchstabe a 

Der nach dem neuen Absatz 2 vorgesehene Scha- 
densersatzanspruch umfaßt sowohl den materiellen 
als auch den immateriellen Schaden des Bewerbers. 
Die Höhe des Anspruchs ergibt sich aus der Addition 
des Schadens, der für die Nichtbegründung des Ar- 
beitsverhältnisses anzusetzen ist, und des Schadens, 
der sich aus der Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
des Bewerbers ergibt, wobei der Schadensersatz ins- 
gesamt vier Monatsverdienste nicht überschreiten 
darf. 

Der Anspruch ist durch eine Obergrenze beschränkt 
worden, weil den Gerichten meist hinreichend kon- 
krete Maßstäbe zur Schadensfeststellung fehlen wer- 
den. Kommt ein Arbeitsverhältnis aufgrund einer Be- 
nachteiligung nicht zustande, läßt sich im Regelfall 
über die mögliche Dauer des Arbeitsverhältnisses 
keine hinreichend sichere Aussage treffen. Die damit 
nur auf der Grundlage von Hypothesen mögliche 
Schadensermittlung würde die Gefahr stark divergie- 
render Ersatzansprüche in sich bergen, ohne daß da- 
für eine sachliche Rechtfertigung bestünde. Mit der 
Grenze von vier Monatsverdiensten soll gleichzeitig 
das Verhältnis insbesondere zu § 10 des Kündigungs- 
schutzgesetzes gewahrt werden und das in dieser 
Norm zum Ausdruck kommende Verhältnis der Dauer 
des Arbeitsverhältnisses zu den als Abfindung zu zah- 
lenden Monatsverdiensten Berücksichtigung finden. 


Buchstabe b 

Der in Absatz 3 vorgesehene Entschädigungsan- 
spruch von bis zu drei Monatsverdiensten ist geringer 
als der nach Absatz 2 mögliche Schadensersatzan- 
spruch. Diese Stufung trägt dem Gedanken Rech- 
nung, daß der mit der Nichtbegründung eines Ar- 
beitsverhältnisses verbundene Verstoß gegen das Be- 
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nacht eiligungsverbot und der damit im Regelfall ver- 
bundene zusätzliche materielle Schaden einer stärke- 
ren Sanktion als allein die Verletzung des Persönlich- 
keitsrechts bedarf. 

Die Regeltmg erlaubt dem Gericht eine dem Einzelfall 
angepaßte Sanktion. Bei der dafür erforderlichen Ab- 
wägung können die in der höchstrichterlichen Recht- 
sprechung für Fälle von Persönlichkeitsrechtsverlet- 
zungen entwickelten Kriterien wie z. B. Grad und 
Schwere des Verschuldens, Art und Schwere der Be- 
nachteiligung, Nachhaltigkeit und Fortdauer der In- 
teressenschädigung, Anlaß und Beweggrund des 
Handelns und die geschützte Sphäre, in die der Ein- 
griff erfolgte, herangezogen werden. Dies gilt auch für 
die Bewertimg eines immateriellen Schadens nach 
Absatz 2; aus dem Regelungszusammenhang zwi- 
schen Absatz 2 und Absatz 3 ergibt sich dabei, daß 
Ansprüche auf Ersatz des immateriellen Schadens 
nach Absatz 2 nicht über die in Absatz 3 enthaltene 
Obergrenze hinausgehen können. 

Im Gegensatz zu Absatz 2 führt die in Absatz 3 aus- 
schließlich an die Verletzung des Persönlichkeits- 
rechts vorgenommene Anknüpfung dazu, daß mehre- 
ren in der Bewerbung um denselben Arbeitsplatz dis- 
kriminierten Personen gleichzeitig ein Anspruch zu- 
stehen kann. Die sich daraus ergebenden materiellen 
und verfahrensrechtlichen Konsequenzen sind in Ab- 
satz 5 und Artikel 2 des Entwurfs geregelt. 

Absatz 4 stellt klar, daß ein Einstellungsanspruch des 
benachteüigten Bewerbers ausgeschlossen ist. Ein 
solcher Einstellungsanspruch wäre mit dem gelten- 
den Arbeitsrecht nicht zu vereinbaren; er wird auch 
vom EG-Recht nicht gefordert. 

Absatz 5 führt eine materielle Ausschlußfrist für die 
Geltendmachung von Ansprüchen auf Schadenser- 
satz nach Absatz 2 und auf Entschädigung nach Ab- 
satz 3 ein. Diese kurze Frist bezweckt in erster Linie 
eine schnelle Abwicklimg der Entschädigungsfälle 
und ist dabei insbesondere Voraussetzung für die in 
Artikel 2 (§ 61b Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes) 
vorgesehene Möglichkeit, die Entschädigungsklagen 
mehrerer in demselben Auswahlverfahren benachtei- 
ligter Bewerber zusammenzufassen. Darüber hinaus 
gilt die Frist aber auch für Schadensersatzansprüche 
nach Absatz 2, obwohl diese nicht in das in Artikel 2 
vorgesehene Höchstbetragsverfahren einbezogen 
sind. Eine einheitliche Ausschlußfrist ist erforderlich, 
weil ein benachteiligter Bewerber — schon aus Un- 
kenntnis der Qualifikation der übrigen Bewerber — in 
der Regel nicht mit hinreichender Sicherheit wird be- 
urteilen können, ob er wegen der Benachteiligung 
einen Zahlungsanspruch nach Absatz 2 oder nur nach 
Absatz 3 hat. Bestünde für die Geltendmachung eines 
Anspruchs nach Absatz 2 eine längere Frist, so könnte 
ein benachteiligter Bewerber, der auf Grund unzutref- 
fender rechtlicher Beurteilung einen Schadensersatz- 
anspruch nach Absatz 2 zu haben glaubt, hierdurch 
verleitet werden, die für einen Entschädigungsan- 
spruch nach Absatz 3 bestehende Zwei-Monats -Frist 
nicht zu beachten. Würde dann festgestellt, daß er 
keinen Schadensersatzanspruch nach Absatz 2, son- 
dern lediglich einen Entschädigungsanspruch nach 
Absatz 3 hat, so könnte letzterer nicht mehr geltend 


gemacht werden, die Benachteiligung bliebe sank- 
tionslos. Hiervor sollen Bewerber geschützt werden. 

Mit zwei Monaten ist die Frist lang genug, um der 
Übung Rechnung zu tragen, daß nicht alle Ableh- 
nungsbescheide gleichzeitig versandt werden. Die 
Ausschlußfrist von zwei Monaten, die sich aus Arti- 
kel 2 ergebende Klagefrist von drei Monaten imd die 
dem Arbeitgeber in Artikel 2 eingeräumte Möglich- 
keit, zwischen der Erhebimg der ersten Klage imd der 
ersten mündlichen Verhandlung eine Wartezeit von 
sechs Monaten zu erwirken, stellen einen ausreichend 
langen Zeitraum sicher, um die sich aus einem Aus- 
wahlverfahren ergebenden Klagen auf Entschädi- 
gung nach Absatz 3 zusammenzufassen. 

Teilt der Arbeitgeber einem Bewerber die Ablehnimg 
seiner Bewerbung nicht mit, so beginnt die Aus- 
schlußfrist nicht zu laufen. Dies kann im Einzelfall 
dazu führen, daß sich der Arbeitgeber damit die Mög- 
lichkeit nimmt, sich gegenüber der Klage eines sol- 
chen Bewerbers a\if die Höchstbetragsregelung des 
Artikels 2 zu berufen. 

Die Pflicht zur schriftlichen Geltendmachung des Ent- 
schädigtmgsanspruchs dient der Rechtssicherheit. 

Der erste Halbsatz von Absatz 6 entspricht Absatz 2 
Satz 2 des bisherigen Rechts und bezieht den Schutz 
vor Diskriminierungen beim beruflichen Aufstieg in 
die Regelung mit ein. 

Der zweite Halbsatz schreibt vor, daß die Ermittlimg 
von Schadensersatz- und Entschädigungsansprüchen 
nach Absatz 2 und Absatz 3 wegen Diskriminierung 
bei der Beförderung nicht — wie bei Diskriminierung 
bei der Einstellung — auf der Grundlage von Monats- 
verdiensten, sondern anhand des Unterschiedsbetra- 
ges vorzunehmen ist, der sich aus dem Vergleich zwi- 
schen dem tatsächlichen und dem mit dem berufli- 
chen Aufstieg verbundenen Monatsverdienst des Be- 
werbers ergibt. Die in Absatz 2 und Absatz 3 enthal- 
tenen Obergrenzen reduzieren sich dadurch auf die 
entsprechende Zahl der Unterschiedsbeträge. 


Buchstabe c 

Die Verjährungsregelung des bisherigen Absatzes 3 
wird in einen neuen Absatz 7 übernommen. Ihre Bei- 
behaltung ist erforderlich, da die materielle Aus- 
schlußfrist von zwei Monaten nur für Ansprüche nach 
den Absätzen 2 und 3 gilt. 


Zu Nummer 2 

Angesichts der immer noch unzureichenden Beach- 
tung des Gebots, Arbeitsplätze geschlechtsneutral 
auszuschreiben, wird die bisherige „Soll- Vorschrift" 
in eine den Arbeitgeber verpflichtende Regelung um- 
gewandelt. Dabei ist es wie bisher unerheblich, ob der 
Arbeitgeber eine Ausschreibung selbst vomimmt, 
oder ob die Ausschreibung in seinem Auftrag durch 
Dritte erfolgt. Einem Verstoß gegen diese Vorschrift 
kommt nunmehr eine verstärkte Indizwirkung bei der 
Glaubhaftmachung einer Benachteiligung wegen des 
Geschlechts im Rahmen der in § 611 a Abs. 1 Satz 3 
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enthaltenen Beweislastregelung zu, die für die Wirk- 
samkeit der in § 611a Abs. 2 und 3 enthaltenen Sank- 
tionen von großer praktischer Bedeutung ist. 


Artikel 2 — Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Nach dem durch Artikel 1 eingefügten neuen § 611a 
Abs. 3 des Bürgerhchen Gesetzbuches ist es — im Ge- 
gensatz zu Absatz 2 dieser Neuregelung — mögüch, 
daß mehreren Personen, die in einem Auswahlverfah- 
ren um dieselbe Stelle diskriminiert worden sind, Ent- 
schädigungsansprüche wegen Verletzung des Per- 
sönlichkeitsrechts zustehen. Die in § 61b vorgese- 
hene Regelung soll den Arbeitgeber davor schützen, 
daß er in einem derartigen Fall durch eine Vielzahl 
solcher Ansprüche unangemessen belastet wird. 

Daher wird nach Absatz 2 Satz 1 für die Summe aller 
Entschädigungen nach § 611a Abs. 3 des Bürgerli- 
chen Gesetzbuches eine Obergrenze festgelegt, die 
fünf Monatsverdienste beträgt, wenn es in dem Aus- 
wahlverfahren um eine Stelle ging. Waren in ein Aus- 
wahlverfahren mehrere freie Stellen einbezogen, so 
könnte sich trotz der Begrenzung auf fünf Monatsver- 
dienste je zu besetzende Stelle bei einer großen Zahl 
von Klägern noch eine für den Arbeitgeber unzumut- 
bar hohe Gesamtbelastung ergeben; axißerdem ist bei 
einem solchen einheithchen Auswahlverfahren die 
Zuordnung einer Bewerbung zu einer bestimmten 
Stelle nicht immer möghch. Daher enthält Satz 1 eine 
zusätzhche Begrenzimg des Gesamtbetrags der Ent- 
schädigimgen für den Fall eines einheitlichen Aus- 
wahlverfahrens für mehrere Stellen in Höhe von zehn 
Monatsverdiensten. 

Das Verfahren zur gerichtlichen Summenbegrenzimg 
soll nicht dazu führen, daß eine vorprozessuale oder 
prozessuale Einigung von diskriminierten Bewerbern 
mit dem Arbeitgeber erschwert oder verhindert wird. 
Für den Arbeitgeber wäre es nämhch von Nachteil, 
wenn eine bereits von ihm gezahlte Entschädigung 
nicht bei der Ermittlung des für die Ansprüche der 
Kläger zur Verfügung stehenden Gesamtbetrags 
durch das Gericht nach Satz 1 anzurechnen wäre. Der 
nicht vergleichsbereite Arbeitgeber würde so durch 
die Einbeziehung sämtlicher Entschädigungsforde- 
rungen in die Summenbegrenzung ungerechtfertigt 
bevorzugt. Satz 2 sieht deshalb eine entsprechende 
Verringerung des sich aus Satz 1 ergebenden Höchst- 
betrags vor, soweit der Arbeitgeber Ansprüche auf 
Entschädigungen bereits erfüllt hat. Von einer An- 
rechnimg in voller Höhe ist nach Satz 3 in den Fällen 
abzuweichen, in denen eine bereits geleistete Ent- 
schädigimgszahlung über den Betrag hinausgeht, der 
im Klagewege bei Einbeziehung in das Verfahren zur 
Summenbegrenzung hätte erreicht werden können. 
Der Schutz des Arbeitgebers, der bereits Entschädi- 
gungsansprüche erfüllt hat, kann nämlich nicht so 
weit gehen, daß überhöhte Entschädigungszahlun- 
gen an einzelne Bewerber zu Lasten von solchen Be- 
werbern gehen, die ihren Anspruch nur im Klage- 
wege durchsetzen können tmd dabei dem Verfahren 
zur gerichtiichen Summenbegrenzung unterworfen 
sind. 


Soweit die Summe der Entschädigungen nach § 611 a 
Abs. 3 des Bürgerhchen Gesetzbuches die sich aus 
den Sätzen 1 bis 3 ergebende Obergrenze übersteigt, 
werden nach Satz 4 die einzelnen Entschädigimgen 
entsprechend ihrem jeweüigen Anteil an der Summe 
aUer Entschädigungen so gekürzt, daß diese Summe 
nur noch den nach den Sätzen 1 bis 3 zulässigen 
Höchstbetrag erreicht. Vorbilder für diese Kürzungs- 
vorschrift enthält das geltende Recht in § 10 Abs. 2 des 
Haftpfhchtgesetzes und § 12 Abs. 2 des Straßenver- 
kehrsgesetzes. 

Die Ausgestaltung des Verfahrens zur Summenbe- 
grenzung von mehreren Entschädigungsansprüchen 
ergibt sich aus folgenden Erwägimgen: Die Dauer der 
Auswahlverfahren ist imterschiedhch und läßt sich 
auch gesetzhch nicht festlegen. Andererseits ist es für 
das Gericht imerläßhch, das Ende des Zeitraumes fest- 
stellen zu können, innerhalb dessen Entschädigungs- 
klagen von in einem Auswahlverfahren diskriminier- 
ten Bewerbern noch in das Verfahren zur Begrenzung 
der Entschädigungssummen einbezogen werden dür- 
fen. Absatz 1 schreibt deshalb vor, daß eine Entschä- 
digungsklage nur innerhalb von drei Monaten, nach- 
dem der Anspruch schriftiich geltend gemacht wor- 
den ist, erhoben werden kann; aus den zu Artikel 1 
Nummer 1 Buchstabe b (§ 611a Abs. 5 des Bürgerh- 
chen Gesetzbuches) dargelegten Gründen gilt diese 
Frist auch für Klagen auf Schadensersatz nach § 611 a 
Abs. 2 des Bürgerhchen Gesetzbuches. 

AUerdings kann für den RegelfaU nicht damit gerech- 
net werden, daß aUe innerhalb eines Auswahlverfah- 
rens ausgesprochenen Ablehnungen gleichzeitig er- 
folgen. Auch wird der Zeitraum zwischen der Ableh- 
nung eines Bewerbers, der schrifthchen Geltendma- 
chung des Entschädigungsanspruches imd der Kla- 
geerhebung von FaU zu FaU unterschiedhch sein. Aus 
diesen Gründen sieht Absatz 4 nach dem Vorbild von 
§ 112 Abs. 1 des Genossenschaftsgesetzes und § 246 
Abs. 3 des Aktiengesetzes vor, daß der Arbeitgeber 
eine sechsmonatige Wartezeit zwischen der ersten 
Klage und der ersten mündhchen Verhandlung erwir- 
ken und auf diese Weise die zeithchen Voraussetzun- 
gen für die Verbindimg der Verfahren und die An- 
wendung von Absatz 2 schaffen kann. Der Zeitraum 
von sechs Monaten ist so gewählt, daß einerseits das 
Interesse des Klägers an einer baldigen Entscheidung 
noch gewahrt ist, andererseits im Regelfall alle im 
Rahmen eines Auswahlverfahrens erfolgten Ableh- 
nungen berücksichtigt werden können. 

Damit das Gericht eine Begrenzung nach Absatz 2 
vornehmen kann, müssen die Klagen konkurrieren- 
der Bewerber zur gleichzeitigen Verhandlimg und 
Entscheidung verbunden werden. Derartige verfah- 
rensrechtliche Vorkehrungen für Sachverhalte, die 
nach ihrer Natur nur einheitlich entschieden werden 
können, enthält das geltende Recht zum Beispiel in 
§ 112 Abs. 1 des Genossenschaftsgesetzes sowie in 
§ 246 Abs. 3 und § 249 Abs. 2 des Aktiengesetzes. Die 
Verbindung der Prozesse, wie sie in Absatz 3 Satz 2 
vorgesehen ist, setzt einen einheitlichen Gerichts- 
stand voraus. Dies soll nach Absatz 3 Satz 1 der Ge- 
richtsstand der Klage sein, die als erste bei einem hier- 
für zuständigen Gericht erhoben worden ist. Eine an- 
dere Gerichtsstandsregelung wäre unzweckmäßig, da 
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nicht von vornherein beurteilt werden kann, ob zu der 
ersten Klage tatsächlich noch weitere hinzukommen, 
die eine — oft den Kläger belastende — Verlagerung 
des Gerichtsstandes rechtfertigen. Sollte sich im Aus- 
nahmefall nicht ermitteln lassen, welche Klage zuerst 
zugestellt worden ist, so könnte das zuständige Ge- 
richt in entsprechender Anwendung von § 36 der Zi- 
vilprozeßordnung bestimmt werden. 

Das Verfahren zur Begrenzung der Summe aller Ent- 
schädigungen findet nur auf Antrag des Arbeitgebers 
statt. Dies ist erforderlich, weil nach Erhebung der 
ersten Klage als einziger Verfahrensbeteüigter der 
Arbeitgeber immer beurteilen kann, ob noch weitere 
Bewerber für eine Klage in Betracht kommen, viel- 
leicht sogar bereits weitere Klagen eingegangen 
sind. 

Die nach den Absätzen 1 bis 4 für die Begründung 
eines Arbeitsverhältnisses getroffenen Regelungen 
sind in gleicher Weise für den beruflichen Aufstieg 
gerechtfertigt. Absatz 5 erklärt deshalb die Absätze 1 
bis 4 auch für die Fälle des § 611 a Abs. 6 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches für entsprechend anwendbar. Im 
übrigen wird auf die Begründung zu Artikel 1 Num- 
mer 1 Buchstabe b (§ 611a Abs. 6 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches) verwiesen. 


Artikel 3 — Änderung des Arbeitsrechtlichen 
EG-Anpassungsgesetzes 

An die Stelle der bisherigen Soll- Vorschrift über den 
Aushang der Gleichbehandlungsvorschriften tritt 
eine Muß- Vorschrift. Damit soll eine stärkere Beach- 
tung der Vorschrift sichergestellt werden. Ihr kommt 


nämlich wegen der neuen Verfahren zur Geltendma- 
chung von Entschädigungsansprüchen eine erhöhte 
praktische Bedeutung zu. Die Aushangpflicht wird, 
um eine unangemessene Belastung von Kleinstbetrie- 
ben zu vermeiden, auf Betriebe mit regelmäßig mehr 
als fünf Arbeitnehmern beschränkt. 


Artikel 4 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 5 — Inkrafttreten, Obergangsregelung 

Absatz 1 enthält die Regelung über das Inkrafttreten 
des Gesetzes. Die zwischen Verkündung und Inkraft- 
treten liegende Frist soll es den Betroffenen ermögli- 
chen, sich auf die Neuregelungen einzustellen. 

Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit und des Ver- 
trauensschutzes soll die Übergangsregelung des Ab- 
satzes 2 verhindern, daß vor Inkrafttreten des Geset- 
zes entstandene Ansprüche nachträglich durch die 
Obergrenzenregelung, die in dem durch Artikel 2 ein- 
gefügten neuen §61b des Arbeitsgerichtsgesetzes 
vorgesehen ist, in der Höhe gemindert werden. Au- 
ßerdem soll vermieden werden, daß die Durchsetzung 
solcher Ansprüche mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
erschwert oder sogar unmöglich wird, weil die Zwei- 
Monats-Frist für ihre Geltendmachung, die der durch 
Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b eingefügte neue 
§ 611a Abs. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuches vor- 
sieht, bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes begonnen 
hat imd möglicherweise auch schon abgelaufen ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 1 vor Buchstabe a (§ 611 a 

Abs. 1 Satz 1 BGB) 

In Nummer 1 ist vor Buchstabe a folgender Buch- 
stabe Oa einzufügen: 

,0 a) In Absatz 1 Satz 1 sind nach den Worten 
„nicht wegen seines Geschlechts" die Worte 
„oder seines Ehe- oder Familienstandes" ein- 
zufügen. ‘ 

Begründung 

Die Ergänzung stellt klar, daß das in § 61 1 a Abs. 1 
Satz 1 BGB normierte Benachteiligungsverbot in 
dem umfassenden Sinne der zugrundeliegenden 
EG-Richtlinie 76/207 aus dem Jahre 1976 zu verste- 
hen ist, in der die Benachteiligung wegen des Ehe- 
oder Familienstandes ebenfalls ausdrücklich un- 
tersagt ist. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 1 vor Buchstabe a (§ 611 a 
Abs. 1 Satz 3 BGB) 

Vor Nummer 1 Buchstabe a ist folgender Buch- 
stabe Ob — neu — einzufügen: 

,0 b) In Absatz 1 wird Satz 3 wie folgt gefaßt: 

„Behauptet der Arbeitnehmer Tatsachen, die 
eine Benachteiligung wegen des Geschlechts 
vermuten lassen, trägt der Arbeitgeber die 
Beweislast dafür, daß nicht auf das Ge- 
schlechtbezogene, sachliche Gründe eine un- 
terschiedliche Behandlung rechtfertigen oder 
das Geschlecht unverzichtbare Vorausset- 
zung für die auszuübende Tätigkeit ist. " ' 

Begründung 

Nach der geltenden Regelung in § 611a Abs. 1 
Satz 3 hat im Streitfall der Arbeitnehmer die Tatsa- 
chen glaubhaft zu machen, die eine Benachteili- 
gung wegen des Geschlechts vermuten lassen. 
Glaubhaftmachung wird dabei im Sinne „überwie- 
gender Wahrscheinlichkeit" verstanden. Da es zu- 
meist um Fakten geht, die nahezu ausschließlich im 
Kenntnis- xind Einflußbereich des Arbeitgebers lie- 
gen, führt die geltende Regelung vielfach zu un- 
überwindhchen Beweisschwierigkeiten. In Fällen 
erfolgreicher Glaubhaftmachung von geschlechts- 
spezifischen Benachteiligungen hängt dies über- 
dies häufig von der zufälligen Kenntnis unbedach- 
ter Arbeitgeberäußerungen gegenüber Dritten ab 
(vgl. etwa den Sachverhalt in BAG, NJW 1990, 
S. 65). 

In besonderer Weise gelten die geschilderten Be- 
weisschwierigkeiten für Fälle des § 611a Abs. 2 
des Regierungsentwurfes: Die Nichtbegründung 


eines Arbeitsverhältnisses wegen eines vom Ar- 
beitgeber zu vertretenden Verstoßes gegen das Be- 
nachteiligungsverbot könnte nur bei Kenntnis 
auch der Qualifikation von Mitbewerbern glaub- 
haft gemacht werden. Insoweit verfügt ein Arbeit- 
nehmer üblicherweise nicht einmal über Anhalts- 
punkte. Der praktische Anwendungsbereich von 
§ 611a Abs. 2 des Regierungsentwurfes wäre da- 
her bei Beibehaltung der j etzigen Beweislastvertei- 
lung gleich Null. 

Die vorgeschlagene Änderung stellt demgegen- 
über klar, daß der Arbeitnehmer lediglich eine An- 
fangsdarlegungslast trägt, während dem Arbeitge- 
ber umfassende Entlastungsmöglichkeiten einge- 
räumt sind. Damit nimmt die Regelung, die im übri- 
gen § 2 Abs. 2 des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
nachgebildet ist, eine an den tatsächlichen Kennt- 
nis- und Einflußsphären orientierte Beweislastver- 
teilung vor. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b (§ 611 a Abs. 3 
BGB) 

Artikel 2 (§ 61b Abs. 2, 3 ArbGG) 

a) In Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b sind in § 611a 
Abs. 3 folgende Sätze anzufügen: 

„Bei der Verletzung mehrerer Bewerber ist die 
Summe der Entschädigungen auf fünf Monats- 
verdienste oder, wenn vom Arbeitgeber ein ein- 
heitliches Auswahlverfahren mit dem Ziel der 
Begründung mehrerer Arbeitsverhältnisse 
durchgeführt worden ist, auf zehn Monatsver- 
dienste begrenzt. Übersteigen die den mehre- 
ren Bewerbern zu leistenden Entschädigungen 
die in Satz 2 vorgesehenen Höchstbeträge, so 
verringern sich die einzelnen Entschädigungen 
in dem Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag 
zum Höchstbetrag steht. " 

Als Folge ist in Artikel 2 § 61b Abs. 2 zu strei- 
chen. 

b) In Artikel 2 ist § 61b Abs. 3 Satz 1 wie folgt zu 
fassen: 

„Für Klagen mehrerer Bewerber ist das Arbeits- 
gericht ausschließlich zuständig, bei dem die 
erste Klage erhoben ist." 

Begründung 

Die im Regierungsentwurf in § 61b — neu — des 
Arbeitsgerichtsgesetzes geregelte Frage der Haf- 
tungsbegrenzung bei Entschädigungsansprüchen 
mehrerer Bewerber ist materieller Natur und des- 
halb nicht im Arbeitsgerichtsgesetz, sondern im 
BGB zu regeln. 
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Eine Haftungsbegrenzung nur auf Antrag und 
durch richterüchen Gestaltungsakt mit Wirkung ex 
nunc würde auch zu einem unerwünschten Anreiz 
zur Inanspruchnahme der Gerichte führen, wenn 
nur im Prozeß eine Haftungsbeschränkung zu er- 
zielen wäre. 

Die vorgeschlagene Höchstbetrags- und Kürzungs- 
regelung ist vergleichbaren gesetzüchen Regelun- 
gen nachgebüdet (vgl. § 88 Arzneimittelgesetz, 
§ 37 Abs. 3 Luftverkehrsgesetz, § 12 Abs. 2 Stra- 
ßenverkehrsgesetz, § 10 Abs. 2 Produkthaftungs- 
gesetz). 


4. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b {§ 611 a Abs. 3 a 
— neu — BGB) 

In Nummer 1 Buchstabe b ist nach § 611a Abs. 3 
folgender Absatz 3 a einzufügen: 

„ (3 a) Als Monatsverdienst gilt, was dem Bewer- 
ber bei Begründung des Arbeitsverhältnisses und 
bei regelmäßiger Arbeitszeit in dem Monat, in dem 
das Arbeitsverhältnis hätte begründet werden sol- 
len, an Geld- und Sachbezügen zugestanden hätte. 
Die in Absatz 3 Satz 2 genannten Höchstbeträge 
sind aus dem jeweils höchsten Monats verdienst zu 
bilden. " 

Begründung 

In Anlehnung an § 10 des Kündigungsschutzgeset- 
zes sollte die Bemessungsgrundlage für die Ent- 
schädigungshöchstbeträge genauer festgelegt 
werden. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b (§ 611 a Abs. 5, 6 
BGB) 

In Nummer 1 Buchstabe b ist §611a Abs. 5 zu 
streichen. 

Als Folge sind in Nummer 1 Buchstabe b in § 611 a 
Abs. 6 1. Halbsatz die Worte „Absätze 2 bis 5 ‘* 
durch die Worte „Absätze 2 bis 4" zu ersetzen. 

Begründung 

Die von der Vorschrift geforderte fristgemäße 
schriftiiche Geltendmachung ist offenbar tariflich 
vereinbarten Ausschlußfristen nachgebüdet, findet 
jedoch im deutschen Schuldrecht keine Parallele. 
§ 651 g BGB etwa fordert zwar ebenfalls die An- 
spruchserhebung innerhalb bestimmter Fristen, 
verlangt jedoch keine Schriftform. Wie ansonsten 
übhch, kann es auch in Diskriminierungsfällen den 
Gläubigern überlassen bleiben, ihren Anspruch so 
gegenüber dem Arbeitgeber geltend zu machen, 
daß sie dies später nachweisen können. Dies güt 
um so mehr, als auch für die Ablehnung der Bewer- 
bung keine Schriftform vorgesehen ist. 

Darüber hinaus soll ausweishch der Begründung 
des Regierungsentwurfes mit der Ausschlußfrist 
insbesondere eine Voraussetzung für die in Arti- 
kel 2 (§61b Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes) 
vorgesehene Möghchkeit geschaffen werden, die 


Entschädigungsklagen mehrerer in demselben 
Auswahlverfahren benachteüigter Bewerber zu- 
sammenzufassen. Auch diese — ebenfalls atypi- 
sche ~ Regelung ist zu streichen, womit der maß- 
gebüche Zweck für die Ausschlußregelimg in 
§611a Abs. 5 des Regierungsentwurfes hinfällig 
wird. 


6. Zu Artikel 1 Nr. 1 nach Buchstabe c (§ 611a 
Abs. 8 — neu — BGB) 

Nach Nummer 1 Buchstabe c ist folgender Buch- 
stabe d einzufügen: 

,d) Es wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Dem Benachteüigungsverbot stehen 
Maßnahmen zur Förderung der Chancen- 
gleichheit von Frauen und Männern, insbeson- 
dere der Beseitigung der tatsächlich bestehen- 
den Ungleichheiten, die die Chancen der 
Frauen im Berufsleben beeinträchtigen, nicht 
entgegen. " ' 

Begründung 

Diese Regelung entspricht EG-Recht. Nach Arti- 
kel 2 Abs. 4 der Richthnie des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften vom 9. Februar 1976 zur 
Verwirkhchung des Grundsatzes der Gleichbe- 
handlung von Männern und Frauen hinsichtlich 
des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbüdung 
und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf 
die Arbeitsbedingungen stehen Maßnahmen zur 
Förderung der Chancengleichheit von Frauen, ins- 
besondere durch Beseitigung der tatsächlichen Un- 
gleichheiten, nicht im Widerspruch zum Grundsatz 
der Gleichbehandlung. 

Diese Auffassung hat der Deutsche Bundestag am 
28. Februar 1985 mit der Ratifizierung des UN- 
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau bekräftigt. 


7. Zu Artikel 2 (§ ölb Abs. 1, 5 ArbGG) 

In Artikel 2 sind 

a) § 61b Abs. 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) Eine Klage auf Schadensersatz nach 
§ 611a Abs. 2, auf Entschädigung nach § 611 a 
Abs. 3 oder nach § 611a Abs. 6 in Verbindung 
mit Absatz 3 des Bürgerhchen Gesetzbuches 
muß innerhalb einer Notfrist von drei Monaten, 
nachdem der Anspruch schriftlich geltend ge- 
macht worden ist, erhoben werden. " 

b) § 61b Abs. 5 zu streichen. 

Begründung 

Nach dem Regierungsentwurf soll § 61b Abs. 5 
ArbGG in den Fällen des § 611a Abs. 6 BGB ent- 
sprechende Anwendung finden. Damit wäre auch 
der Fall des § 611a Abs. 2 BGB miteinbezogen, 
obwohl sich die Anwendung von § 61 b Abs. 2 bis 5 
ArbGG auf den Fall des § 611a Abs. 3 BGB be- 
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schränkt. Diese Verweisung ergibt keinen Sinn 
und ist deshalb zu streichen. Der verbleibende Re- 
gelungsgehalt von § 61b Abs. 5 ArbGG kann ein- 
facher und klarer in § 61 b Abs. 1 ArbGG mit ein- 
bezogen werden. 

Darüber hinaus sollte vorgesehen werden, daß Kla- 
gen innerhalb einer Notfrist von drei Monaten er- 
hoben werden müssen (vgl. §§ 223, 224 ZPO). Eine 
sonst mögliche Fristverlängenmg wäre nicht sach- 
gerecht, weü über Entschädigungsklagen alsbald 
Klarheit herrschen muß. 


8. Zu Artikel 3 

In Artikel 3 ist der Artikel 2 des Arbeitsrechtlichen 
EG- Anpassungsgesetzes wie folgt zu fassen: 

„Artikel 2 
Aushang 

In den Betrieben ist ein Abdruck der §§ 611a, 
611b, § 612 Abs. 3 und des § 612 a des Bürgerh- 
chen Gesetzbuches sowie des § 61 b des Arbeitsge- 
richtsgesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht 
auszulegen oder auszuhängen. " 

Begründung 

Die Beschränkung der Verpflichtung, einen Ab- 
druck der Gleichbehandlungsvorschriften auszule- 
gen bzw. auszuhängen, auf Betriebe mit mehr als 
fünf Arbeitnehmern ist sachlich nicht erforder- 
hch. 

Die Problematik stellt sich ebenso in Kleinbetrie- 
ben, im übrigen stellt die Verpflichtung auch für 
Kleinstbetriebe sicher keine unzumutbare Bela- 
stung dar, zumal ihr durch ein bis zwei Kopien 
Rechnung getragen werden kann. 


9. Nach Artikel 3 

Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3 a einzufü- 
gen: 

„Artikel 3 a 

Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates, bei 
welchen berxiflichen Tätigkeiten eine unterschied- 
hche Behandlimg im Sinne des §611a Abs. 1 
Satz 2 BGB zulässig ist. " 


Begründung 

Soweit das Gesetz in § 61 1 a Abs. 1 Satz 2 BGB vor- 
sieht, daß eine unterschiedliche Behandlung we- 
gen des Geschlechts dann zulässig ist, wenn ein 
bestimmtes Geschlecht unverzichtbare Vorausset- 
zimgen für diese Tätigkeit ist, ist es jedoch erfor- 
derhch, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
bei welchen beruflichen Tätigkeiten das Ge- 
schlecht eine solch unverzichtbare Voraussetzung 
darstellt. 

Der Arbeitsmarkt unterliegt in seinen Berufsbil- 
dern einem stetigen Wandel. Nur durch das Instru- 
ment der Rechtsverordnung besteht die Möglich- 
keit einer schnellen Anpassung. Dieses dient der 
Rechtsklarheit und damit auch dem Rechtsschutz 
des Arbeitgebers. Nach der bisherigen Fassung 
hatte dieser für sich die Entscheidung zu treffen, ob 
das Geschlecht bei der von ihm ausgeschriebenen 
Stelle eine unverzichtbare Voraussetzung sei. Da- 
bei traf ihn das Risiko einer Fehleinschätzung, was 
häufig erst nach einem langwierigen Gerichtsver- 
fahren geklärt werden konnte. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 1 vor Buchstabe a (§ 611a 
Abs. 1 Satz 1) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Aufnahme eines eigenständigen Benachteüi- 
gungsverbots wegen des Ehe- und Familienstandes, 
das auch die unterschiedliche Behandlung von Perso- 
nen desselben Geschlechts verbieten würde, in einen 
auf die Beseitigung von geschlechtsbedingten Be- 
nachteiligungen gerichteten Gesetzentwurf wäre sy- 
stematisch verfehlt. Auch die EG-Richtiinie 76/207 
vom 9. Februar 1976 verlangt kein entsprechendes 
Verbot, denn im Gegensatz zum Änderungsvorschlag 
wird mit der Formulierung in Artikel 2(1) der Richtli- 
nie („insbesondere unter Bezugnahme auf den Ehe- 
und Familienstand") nur beispielhaft ein Unterfall der 
Geschlechtsdiskriminierung erwähnt, nicht jedoch 
ein eigenständiges Verbot der Diskriminierung we- 
gen des Ehe- und Famihenstandes postuhert. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 1 vor Buchstabe a (§ 611 a 

Abs. 1 Satz 3) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das geltende Recht geht mit der in § 611a Abs. 1 
Satz 3 BGB enthaltenen Regelung einen Mittelweg 
zwischen der üblicherweise dem Kläger obliegenden 
Beweislast und einer vöUigen Beweislastumkehr zu 
Lasten des Beklagten; es kommt insoweit schon den 
von einer Diskriminierung betroffenen Personen ent- 
gegen. Auch lassen die bisherigen Erfahrungen mit 
dieser Norm nicht den Schluß zu, daß die geltende 
Beweislastregelung eine zu hohe Hürde für die 
Durchsetzung begründeter Diskriminierungsansprü- 
che bilden würde. Im übrigen stellt diese Vorschrift im 
Vergleich der EG-Mitghedstaaten eine für Frauen 
günstige Regelung dar; der von der EG -Kommission 
vorgelegte Entwurf einer Richtiinie zur Beweislast im 
Bereich des gleichen Entgelts und der Gleichbehand- 
lung von Männern und Frauen geht in der letztiich 
dem EG-Rat zur Entscheidung vorgelegten Formulie- 
rung, deren Verabschiedung bisher wegen des Wider- 
standes nur eines Mitgliedstaates nicht möglich war, 
nicht über diese Regelung hinaus. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b (§ 611a Abs. 3 
BGB), 

Artikel 2 (§ 61b Abs. 2 und 3 ArbGG) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Er geht in seinen Auswirkungen über die Aspekte 
hinaus, die in der Antragsbegründung genannt sind. 
Die Umwandlung des prozessualen Summenbegren- 
zungsverfahrens, wie es in § 61 b ArbGG des Entwurfs 


vorgesehen ist, in eine materiell-rechtliche Regelung 
hätte die frauenpohtisch unerwünschte Konsequenz, 
daß sich im Fall von Mehrfachdiskriminierungen der 
Anspruch der einzelnen Diskriminierten von vornher- 
ein auf den Anteil reduziert, der sich aus der Auftei- 
lung der Höchststumme auf sämtiiche Diskriminierten 
ergibt. Machen — womit in der Praxis durchaus zu 
rechnen ist — nur wenige diskriminierte Personen 
den Anspruch gerichtlich geltend, so reduziert sich 
dadurch — im Gegensatz zur Lösung des Regierungs- 
entwurfs — die Entschädigungssumme entsprechend 
für den Arbeitgeber. Dieses Ergebnis wäre eine unge- 
rechtfertigte Privilegierung bei mehrfachem Verstoß 
und von Sinn und Zweck des Summenbegrenzungs- 
verfahrens, das eine wirtschafthche Überforderung 
des Arbeitgebers verhindern soll, nicht gedeckt. Es 
würde auch im Widerspruch zu der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs stehen, wonach die 
Entschädigung eine abschreckende Wirkung ge- 
währleisten muß. 

Außerdem ist nach dem Änderungsvorschlag nicht 
gewährleistet, daß das Summenbegrenzungsverfah- 
ren bei einem derartigen materiell-rechtiichen Ansatz 
praktikabel wäre. So dürften dem Gericht die für die 
Summenbegrenzung unverzichtbaren Informationen 
über nicht gerichtiich geltend gemachte Ansprüche 
der übrigen in dem Bewerbungs verfahren diskrimi- 
nierten Personen fehlen. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b (§ 611 a Abs. 3 a 
— neu — BGB) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b (§ 611 a Abs. 5, 6 
BGB) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Ausschlußfrist des § 611 a Abs. 5 BGB ist Voraus- 
setzung für die nach dem Entwurf in § 61b Abs. 2 
ArbGG vorgesehene Zusammenfassung von Entschä- 
digungsklagen mehrerer in demselben Auswahlver- 
fahren benachteiligter Bewerber. Da das Summen- 
begrenzungsverfahren nach § 61b ArbGG beibehal- 
ten werden muß, kann auch auf die materielle Aus- 
schlußfrist nicht verzichtet werden. 

Die Pflicht zur schrifthchen Geltendmachung des Ent- 
schädigungsanspruchs stellt nach Ansicht der Bun- 
desregierung keine unangemessene Belastung be- 
nachteihgter Bewerber dar; die daraus resultierende 
zusätzhche Rechtssicherheit kommt neben den Ar- 
beitgebern auch den benachteiligten Bewerbern zu- 
gute. 
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6. Zu Artikel 1 Nr. 1 nach Buchstabe c (§ 611a 
Abs, 8 — neu — BGB) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagene Regelung ist überflüssig, da sie zu 
keiner Verbesserung des geltenden Rechts führt. Ins- 
besondere bliebe von einer solchen Regelung die Be- 
wertung der verfassimgsrechtlichen Zulässigkeit von 
besonders umstrittenen Frauenfördermaßnahmen wie 
z. B. Quotenregelimgen unberührt. Auch der in der 
Begründung zum Änderungsvorschlag enthaltene 
Hinweis auf die EG-Richtiinie 76/207 vom 9. Februar 
1976 und auf das UN-Übereinkommen zur Beseiti- 
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau vom 
18. Dezember 1979, die mit dem Änderungsvorschlag 
vergleichbare Öffnungsklauseln zulassen, ist insoweit 
ohne Bedeutung, denn eine Verpflichtung zur Über- 
nahme solcher Klauseln besteht durch diese Rechts- 
akte nicht. 


7. Zu Artikel 2 (§ 61b Abs. 1, 5 ArbGG) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Zu a) : Dem in der Begründung wiedergegebenen An- 
liegen des Antrags, eine „sonst mögliche Fristverlän- 
gerung" auszuschließen, ist durch den Regierungs- 
entwurf bereits Rechnung getragen. Bei gesetzlichen 
Fristen wie der des neuen § 61b Abs. 1 ArbGG ist 
gemäß § 224 Abs. 2 ZPO eine Verlängerung nur „in 
den besonders bestimmten Fällen" zulässig. Da der 
neue § 61 b Abs. 1 ArbGG eine solche Verlängerungs- 
möglichkeit gerade nicht vorsieht, ist bereits nach der 
Fassimg des Regierungsentwurfs eine Verlängenmg 
ausgeschlossen. 

Die beantragte zusätzliche Bezeichnung der Klage- 
frist des § 61 b Abs. 1 ArbGG als „Notfrist" wäre aller- 
dings nicht nur überflüssig; sie würde gemäß § 233 
ZPO die — nach dem Regierungsentwurf bislang 
nicht bestehende — Möghchkeit der Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand erstmahg eröffnen und 
damit das besondere gerichtiiche Summenbegren- 
zimgsverfahren nach §61b Abs. 2 ArbGG unnötig 
komplizieren imd verlängern. 

Zu b); § 61b Abs. 5 ArbGG des Entwurfs schreibt in 
seiner bestehenden Formulierung die „entspre- 
chende" Anwendung der Regelungen des Summen- 
begrenzungsverfahrens auf Fälle von Diskriminierun- 
gen beim beruflichen Aufstieg vor. Dies führt dazu, 
daß die Verweisung insoweit nicht greift, wie in der 
Bezugsnorm Vorschriften enthalten sind, auf die das 
Summenbegrenzungsverfahren keine Anwendung 
findet. Die Verweisung in § 61b Abs. 5 ArbGG kann 


deshalb in der bestehenden Form beibehalten wer- 
den. 


8. Zu Artikel 3 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung geht weiterhin davon aus, daß 
es eine unangemessene Belastimg von Kleinstbetrie- 
ben darstellen würde, wenn die vorgesehene Be- 
schränkung auf Betriebe mit regelmäßig mehr als 
fünf Arbeitnehmern entfallen würde. 

Die praktische Bedeutung dieses Problems dürfte im 
übrigen insofern nur gering sein, als die zum Aushang 
vorgesehenen Textsammlungen von Gesetzen zum 
öffentiich-rechtlichen Arbeitsschutzrecht, deren Aus- 
hangpflicht teilweise unabhängig von betrieblichen 
Größenmerkmalen besteht, die einschlägigen Gleich- 
behandlungsvorschriften bereits enthalten. 


9. Nach Artikel 3 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Auflistung der zulässigen Ausnahmen vom 
Grundsatz der Gleichbehandlung gemäß §611a 
Abs. 1 Satz 2 BGB ist weder rechtlich erforderlich 
— so auch der Europäische Gerichtshof in seinem Ur- 
teil vom 21. Mai 1985 (Rechtssache 248/83) — noch 
sachlich geboten. 

Die Bundesregierung hat nach einer umfassenden 
Normen- und Faktensammlimg unter Beteiligung der 
Bimdesländer und Verbände die ihr benannten Aus- 
nahmen geprüft und das Ergebnis der EG -Kommis- 
sion im Jahr 1987 mitgeteilt. Die EG-Kommission hat 
weder gegen das Verfahren noch gegen den Inhalt 
des Ausnahmenkatalogs Einwände erhoben. 

Nach den im Zusammenhang mit der Erarbeitung des 
Ausnahmenkatalogs gesammelten Erfahrungen er- 
scheint es kaum möglich, die Ausnahmen in einer 
Rechtsnorm festzuschreiben, da die Berufsbüder ei- 
nem ständigen Wandel unterliegen und eine abschlie- 
ßende Aufzählung den vielfältigen Erscheimmgsfor- 
men beruflicher Tätigkeiten nicht gerecht werden 
könnte. Bei solchen Gegebenheiten sind nach unserer 
Rechtsordnung typischerweise die Gerichte zur Kon- 
kretisierung des Normeninhalts berufen. 

Auswirkimgen auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind 
nicht zu erwarten, weil von der Gegenäußerung keine 
Mehrkosten ausgelöst werden. 
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